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Bundespräsident Steinmeier

Öffentlicher Dienst braucht 
mehr Ost-Führungskräfte



100 Jahre Beamtenbund

Bundespräsident:  
Zu wenig Führungs-
kräfte aus Ost-
deutschland
Beim Festakt zum 100. Geburtstag des dbb hat 
Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier für ei-
nen vielfältigen öffentlichen Dienst geworben. 
Dazu brauche die Verwaltung auch mehr Füh-
rungskräfte aus Ostdeutschland.

Ein öffentlicher Dienst als 
Stütze der Demokratie müsse 
in seiner eigenen Zusammen-
setzung Spiegelbild der demo-
kratischen Gesellschaft sein, 
erklärte der Bundespräsident 
bei den Feierlichkeiten am 29. 
November 2018 im dbb forum 
berlin. „Hier gibt es noch viel 
zu tun. Diversität ist kein Mo-
dewort. Nur ein Staatsdienst, 
der unsere Gesellschaft in ihrer 
ganzen Vielfalt abbildet, kann 
den bestmöglichen Dienst an 
dieser Gesellschaft leisten“, 
erklärte das Staatsoberhaupt 
der Bundesrepublik.

Deshalb, so Steinmeier weiter, 
frage der dbb zu Recht: „War-
um sind auch heute – 100 Jah-

re nach dem Erringen des Frau-
enwahlrechts – viel zu wenige 
Frauen in Führungspositionen? 
Dafür mag es Erklärungen ge-
ben, aber dafür gibt es keine 
Entschuldigung.“

Zufrieden könne die Gesell-
schaft auch nicht sein, solan- 
ge die Kinder und Enkel derer, 
die als Arbeitsmigranten in  
den 1960er- und 1970er-Jah- 
ren nach Deutschland kamen 
und hier ihre Heimat fanden, 
nur verhältnismäßig selten im 
Staatsdienst arbeiten. „Jeder, 
der die staatsbürgerlichen Vor-
aussetzungen mitbringt, sollte 
die gleichen Zugangschancen 
auf eine Stelle im Staatsdienst 
haben“, erklärte der Bundes-

präsident. „Das ist wichtig, da-
mit es Vorbilder gibt: auf den 
Bürgerämtern, auf den Stühlen 
von Richtern und Staatsanwäl-
ten oder in den Ministerien.“

<< Wenig Ostdeutsche in 
Führungspositionen: 
„Es ist Zeit, dass sich  
das ändert.“

Mit Blick auf die deutsche 
Geschichte legte Steinmeier 
einen besonderen Fokus auf  
die Rolle des öffentlichen Diens-
tes bei der Wiedervereinigung: 
„Der Fall der Mauer vor nun-
mehr fast drei Jahrzehnten 
wäre nicht denkbar ohne den 
Mut und Freiheitswillen der 
Ostdeutschen, die damals auf 
die Straße gingen. Zum Gelin-
gen der staatlichen Einheit in 
den Jahren nach 1989 gehört 
sicher auch die wertvolle Unter-
stützung, die westdeutsche Be-
amte in den damaligen „neuen“ 
Bundesländern geleistet haben. 
Viele von ihnen fanden dort 
eine neue Heimat. Heute aber 
stellen wir fest, dass auf den 
Leitungsebenen vieler Behör-
den, auch in Ostdeutschland, 
immer noch zu wenige Tarif
beschäftigte oder Beamte aus 
Ostdeutschland tätig sind. Es  
ist Zeit, dass sich das ändert.“

Dass der öffentliche Dienst 
eine Stütze der Demokratie 

sein müsse, unterstrich auch 
der dbb Bundesvorsitzende 
Ulrich Silberbach: „Die Legiti-
mation unseres Rechtsstaates 
wird von unterschiedlichen 
Seiten infrage gestellt. Wir  
im öffentlichen Dienst dürfen 
nicht nur auf die Politik schau-
en und von dort allein die Be-
wahrung unseres Staates und 
unserer Gesellschaft erwarten. 
Wir alle sind gefordert und als 
Beschäftigte im öffentlichen 
Dienst sogar in besonderer 
Weise. Wir sind Recht und 
Gesetz verpflichtet. Wir die- 
nen immer und zuerst der 
freiheitlich-demokratischen 
Grund- und Werteordnung, die 
das friedliche Zusammenleben 
unserer gesamten Gesellschaft 
ermöglicht“, sagte Silberbach.

<< „Geschichtsvergessen-
heit können und dürfen 
wir uns nicht leisten.“

Angesichts der Rolle des Beam-
tenbundes während der Macht-
ergreifung durch die National
sozialisten nahm Silberbach 
auch den dbb in die Pflicht: „Ge-
schichtsvergessenheit können 
und dürfen wir uns nicht leisten. 
Nicht in der Gesellschaft und im 
Land. Und auch nicht als Spitzen-
organisation und Sozialpartner, 
der für die Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes spricht.“ So-
wohl für den öffentlichen Dienst 

©
 M

ar
co

 U
rb

an
 (2

)

2

> dbb regional

db
b



als auch für den dbb gelte des-
halb: „Wer nicht mit beiden Bei-
nen fest auf dem Boden unserer 
Verfassung steht, für den ist bei 
uns kein Platz.“

Mit Blick auf die aktuelle Situa-
tion sagte Silberbach: „Viele 
Bürgerinnen und Bürger haben 
in zentralen Bereichen ihres All-
tags den Eindruck, dass nicht 
mehr in ausreichendem Maß 
für ihre Bedürfnisse gesorgt 
wird. Bildung, Arbeit, Gesund-
heit, Sicherheit, Infrastruktur 
– die Menschen haben begrün-
dete Zukunftssorgen und Fra-
gen. Es ist an der Zeit, dass der 

Staat wieder wahrhaftig und 
greifbar an der Seite seiner Bür-
gerinnen und Bürger steht.“

<< „Gemeinwohl kann auch 
der schlauste Algorith-
mus nicht errechnen.“

Für diese Aufgabe werde auch 
in Zukunft das Berufsbeamten-
tum als „tragende Säule des 
öffentlichen Dienstes in 
Deutschland“ gebraucht. Bei 
der Bewältigung der anstehen-
den Aufgaben wie beispiels-
weise der Digitalisierung und 
des demografischen Wandels 
sei der Staat aber unabhängig 

von Statusfragen gefordert, 
mehr zu investieren.

Auch in diesem Punkt waren 
sich Silberbach und der Bundes-
präsident einig: Der Staat sei ge-
genüber seinen Beschäftigten 
verpflichtet, erklärte Steinmeier. 
„Dazu gehört eine ordentliche 
Ausstattung des öffentlichen 
Dienstes. Das meint natürlich 
eine gute Personalausstattung 
und eine ordentliche Bezahlung. 
Immer mehr gehört dazu auch 
eine moderne Ausstattung un-
serer Behörden, zum Beispiel 
eine leistungsfähige Informati-
onstechnik, die auf der Höhe der 

Zeit ist. Nur so bleibt der öffent-
liche Dienst ein attraktiver Ar-
beitgeber und eine starke Stütze 
unserer Demokratie.“

Dennoch mahnte der Bundes-
präsident hinsichtlich der Digi-
talisierung auch zur Vorsicht. 
Sie dürfe nicht dazu führen, 
dass sich in der Verwaltung 
keine Menschen mehr begeg-
nen. Steinmeier: „Arbeit im 
öffentlichen Dienst ist immer 
mehr als pure Pflichterfüllung 
oder rechnerische Optimie-
rung. Das Gemeinwohl kann 
auch der schlauste Algorith-
mus nicht errechnen.“�
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BSBD-Vertretertag

Hans-Jürgen Papenfuß im Amt bestätigt
Am 8. November 2018 hat im Mehrzwecksaal der Justizvollzugsanstalt Bützow der 8. Landesvertreter-
tag der Gewerkschaft Strafvollzug (BSBD) M-V stattgefunden. Annähernd 60 Vertreter der Ortsverbän-
de, Mitglieder des Hauptausschusses und Gäste waren geladen, ebenso Presse, Funk und Fernsehen.

In seinem Rechenschaftsbe-
richt wies der BSBD-Landesvor-
sitzende Hans-Jürgen Papen-
fuß vor allem auf die großen 
Themenschwerpunkte der Ver-
bandsarbeit der vergangenen 

fünf Jahre hin: einerseits der 
Kampf um die zeit- und in-
haltsgleiche Übernahme der 
Tarifergebnisse auf Beamte 
und Versorgungsempfänger, 
andererseits das Ringen um 

bessere Beförderungs-, Auf-
stiegs- und Eingruppierungs-
möglichkeiten und gegen die 
fehllaufende Personalpolitik 
des Justizministeriums, insbe-
sondere mit Blick auf schlep-

pende Stellennachbesetzun-
gen und demotivierende 
Stellenbewertungen.

Weitere Wirkungsbereiche 
waren die zurückliegenden 

Änderung der Erschwerniszulagenverordnung

Pakt für Sicherheit nimmt Form 
an – Schattenseiten bleiben
Als Teil des Paktes für Sicherheit der Landesregierung gilt es auch, die Er-
schwerniszulagenverordnung zu ändern. Hierzu hat sich der dbb m-v im 
Rahmen der Beteiligung umfangreich geäußert. Zur Erläuterung der einzel-
nen Punkte traf der dbb Landesvorsitzende Dietmar Knecht am 20. Novem-
ber mit Finanzminister Mathias Brodkorb zu einem Gespräch zusammen.

Als positiv hob Knecht unter 
anderem die Erhöhung bisheri-
ger Zulagen hervor, konkret die 
Erhöhung der Wechselschicht-
zulage von 51,13 Euro auf 
150 Euro und die Erhöhung der 
Zulage für Beamte in den Spe-
zialeinheiten (SE-Zulage) von 
153,93 Euro auf 300 Euro. 
„Auch die Schaffung völlig neu-
er Zulagen, beispielsweise bei 
Spezialkräften und Hundefüh-
rern, wird in den Revieren sehr 
positiv aufgenommen. Mit all-
dem ist ein wichtiger Schritt 
zur Aufwertung der Inneren 
Sicherheit und für das Sicher-
heitsbedürfnis der Bürgerin-
nen und Bürger getan. Gleich-
zeitig wird das Interesse junger 
Leute geweckt, sich für einen 
Job bei der Polizei zu entschei-
den“, unterstrich Knecht.

Allerdings machte der dbb m-v 
auch darauf aufmerksam, dass 

diese Entscheidungen als der 
Anfang eines Prozesses gese-
hen werden müssen. Denn be-
züglich der Erhöhung der Zula-
gen sei die Dynamisierung, die 
Ruhegehaltsfähigkeit und die 
Definition weiterer Erschwer-
nisse immer noch unklar.

Völlig unterzugehen scheine 
auch der Allgemeine Vollzugs-
dienst in den Justizvollzugsan-
stalten. Dort werde in der Regel 
ebenfalls in Wechselschicht ge-
arbeitet und die dort tätigen Kol-
leginnen und Kollegen seien für 
die Gewährleistung der Sicher-
heit elementar wichtig. Ihnen 
stehe nach Meinung des dbb 
m-v ebenfalls eine Erhöhung der 
Wechselschichtzulage zu. „Das 
gebietet schon der Gleichheits-
grundsatz nach Artikel 3 unse-
res Grundgesetzes. Wir gehen 
davon aus, dass das Justizminis-
terium als das dafür zuständige 

Ministerium dieses Problem in 
seiner Stellungnahme ebenfalls 
anspricht, um das Finanzministe-
rium zu einer anderen Haltung 
zu bewegen“, betonte der dbb 
Landesvorsitzende. Verhand-
lungsbereit zeigte sich der Fi-

nanzminister dagegen bei der 
Honorierung von Erschwernissen 
bei den Feuerwehren und der 
Einführung einer Notfallsanitä-
terzulage, wie zum Beispiel in 
Sachsen-Anhalt und Schleswig-
Holstein bereits geschehen.

„Wir freuen uns für alle, die  
ab dem 1. Januar 2019 von den 
Verbesserungen profitieren, se-
hen uns aber auch in der Pflicht, 
den Prozess weiterer Anreize 
bis hin zu einer möglichen Neu-
ordnung aller Erschwernisse im 
Interesse unserer Kolleginnen 
und Kollegen weiterzugehen. 
Eine erste Möglichkeit gibt es 
bereits in Kürze, wenn es nach 
einer erfolgreichen Tarifrunde 
mit den Ländern 2019 um die 
anschließende Besoldungs-
übertragung geht“, so Knecht 
abschließend.�

<	 100 Jahre Beamtenbund

Den Festakt zum 100. Geburtstag des dbb nutzte der dbb Landes-
vorsitzende Dietmar Knecht, um Bundespräsident Frank-Walter 
Steinmeier auf immerhin fast 30 Jahre nach der Wende nach wie 
vor bestehende und künftige Probleme der Daseinsvorsorge im 
Nordosten aufmerksam zu machen. Gleichzeitig lobte Knecht 
Steinmeiers Dank im Namen aller Deutschen an alle, die rund um 
die Uhr für das Gemeinwohl arbeiten. „Das motiviert, weiter dafür 
zu werben, dass die öffentliche Hand und unsere Demokratie un-
trennbar miteinander verbunden sind“, so Knecht.
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Personal- und Hauptperso
nalratswahlen, die Mitor
ganisation des 39. Gewerk- 
schaftstages des BSBD-Bun
desverbandes in Rostock, das 
ewige Thema „Dienstbeklei-
dung“ und nicht zuletzt auch 
die Sorge des Landesverban- 
des um die Kolleginnen und 
Kollegen der JVA Neubranden-
burg angesichts der zweifel-
haften Zukunft ihrer Anstalt.

Nach den Berichten des Senio-
renvertreters Helmut Halwahs, 
des Tarifvertreters Maik Hölker 
und des Jugendvertreters Mo-
ritz Kalisch über ihre Arbeit in 
der vergangenen Legislaturpe-
riode schilderte Schatzmeister 
Bernd Raubold die finanzielle 
Entwicklung des Landesver-
bandes, dem seitens der Rech-
nungsprüfer eine vorbildliche 
und tadellose Buchführung 
bescheinigt wurde. Daraufhin 
wurde die Landesleitung durch 
die Delegierten entlastet.

Besondere Ehren wurden Sonja 
Ladwig aus dem Ortsverband 
JVA Neustrelitz sowie Andreas 
Behrens, Andrea Lange, Fred 
Dierks und Ralf Sinapius aus 
dem Ortsverband JVA Neu-
brandenburg zuteil. Sie wur-
den durch den Landesvertre-

tertag für ihr jahrelanges 
Engagement in ihren Orts
verbänden ausgezeichnet. 

<	 Helmut Halwahs zum 
Ehrenvorsitzenden ge-
wählt, Siegrid Brückner 
zum Ehrenmitglied

Nachfolgend wurden drei An
träge zur Abstimmung gestellt.
Zum ersten eine Satzungsände-
rung, die neben der Einführung 
datenschutzrechtlicher Bestim-
mungen auch mit einer Ver-
schlankung der künftigen 
Landesleitung sowie der sprach-
lichen Anpassung an die Satzung 
des BSBD-Bundesverbandes 
aufwartete. Zum zweiten und 
dritten – aufgrund herausra-
gender Verdienste – die Ernen-
nung von Siegrid Brückner zum 
Ehrenmitglied und Helmut Hal-
wahs zum Ehrenvorsitzenden 
des BSBD-Landesverbandes 
MV. Alle gestellten Anträgen 
erhielten die Zustimmung der 
Delegierten.

In der sich anschließenden Wahl 
wurde der Landesvorsitzende 
Hans-Jürgen Papenfuß in sei-
nem Amt bestätigt. Zum stell-
vertretenden Vorsitzenden wur-
de Matthias Nicolai gewählt, 
Thomas Kämpfe und Stanley 

Mengel zu Vorstandsmitglie-
dern. Heike Dethloff erhielt die 
Stimmen der Deligierten bei der 
Wahl zur Schatzmeisterin (Stell-
vertreter: Bernd Raubold), Katrin 
Wendler und Matthias Klee-
mann wurden als Rechnungs-
prüfer bestimmt. Im öffentlichen 
Teil der Veranstaltung entspann 
sich eine sehr interessante Podi-
umsdiskussion zwischen René 
Müller (BSBD-Bundesvorsitzen-
der), Jörg Jesse (Abteilungsleiter 
II des Justizministeriums MV), 
Diether Schmidt (dbb mv) sowie 
den Landtagsabgeordneten 
Jacqueline Bernhardt (Die Linke) 
und Philipp da Cunha (SPD). Der 
Umgang mit den Beschäftig-
ten des Justizvollzuges, deren 
Motivation sowie die notwen
dige Anerkennung des Berufs
feldes wurden kontrovers dis
kutiert, ebenso wie die daraus 
resultierenden Auswirkungen 
auf die öffentliche Sicherheit. 
Hervorragend moderiert wurde 
die Diskussion durch ein BSBD-
Urgestein, den Abgeordneten 
der Hamburgischer Bürgerschaft, 
Wolfhard Ploog. Nachfolgend 
schaffte es leider nur Jesses Aus-
sage in die NDR-Nachrichten, 
dass das durch das Finanzminis-
terium bereitgestellte Budget 
nicht dem entspräche, was an 
(Personal-)Stellen vorhanden 
sei, womit er letztlich den Per
sonalmangel in den Justizvoll-
zugsanstalten bestätigte.

<	 Jörg Jesse sorgt  
für Kontroverse

Ein Raunen ging beim Thema 
„Anerkennung, Motivation und 

Schaffung von Anreizen“ durch 
den Raum, als Jörg Jesse for-
derte, dass Motivation vor al-
lem durch die Beschäftigten 
selbst eingebracht werden 
müsse – und wem das nicht 
genüge, der könne sich auch 
anderweitig orientieren.

Offenbar, so war es vielerorts 
zu hören, sei dem Abteilungs-
leiter II des Justizministeriums 
MV nicht klar, dass es bereits 
allein in der JVA Bützow drei-
zehn Versetzungsgesuche auf 
eine Ausschreibung des Zoll 
gibt, dass Anwärter ihre Aus-
bildung im Justizvollzug zu-
gunsten einer neuen Ausbil-
dung in der Landesverwaltung 
anderer Behörden abgebro-
chen haben und die Anfang 
Dezember 2018 an den Start 
gehende Anwärterklasse le-
diglich zur Hälfte besetzt ist. 

Abschließend geht ein beson-
derer Dank an das Präsidium 
des Landesvertretertages, be-
stehend aus dem Tagungslei-
ter Michael Gutsmuths, den 
Stellvertreterinnen Anja Katil-
lus und Denise Berndt sowie 
den Protokollantinnen Katrin 
Busch und Siegrid Brückner. 
Außerdem auch an die Mit-
glieder des Ältestenausschus-
ses Heino Graaf und Wolfgang 
Brückner, die in souveräner 
Manier für den reibungslosen 
Ablauf des 8. Landesvertreter-
tages des BSBD-Landesver-
bandes MV sorgten.

Text von  
Matthias Nicolai

<< Der neue Vorstand (von links): Matthias Nicolai, Bernd Raubold, Stanley 
Mengel, Hans-Jürgen Papenfuß, Heike Dethloff und Thomas Kämpfe mit 
dem BSBD-Bundesvorsitzenden René Müller

Verband Bildung und Erziehung MV

Fortbildung für verbeamtete Lehrkräfte 
Auch in diesem Jahr führte der Verband Bildung und Erziehung (VBE) Mecklenburg-Vorpommern ge-
meinsam mit dem dbb m-v wieder Fortbildungsveranstaltungen zum Staatsrecht, Staatsaufbau und 
zu den Grundlagen des Verwaltungsrechts durch.

Die Fortbildungen fanden am 
12. November 2018 in Greifs-
wald in der Aula des Humboldt-
Gymnasiums sowie am 13. No-

vember 2018 in Rostock in der 
„Gläsernen Aula“ des Schul-
campus Rostock-Evershagen 
statt. Diese Weiterbildung ist 

eine Voraussetzung für  
das Bestehen der Probezeit  
der jungen verbeamteten 
Lehrerinnen und Lehrer.

In diesem Jahr waren über 
120 junge Pädagogen dem 
Angebot gefolgt. Den Haupt-
vortrag hielt Dietmar Knecht, 
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VDStra. – Fachgewerkschaft der Straßen- und Verkehrsbeschäftigten

Landesvorstand tagte in Schwerin
Auch in diesem Jahr tagte der Landesvorstand der VDStra. – Fachgewerkschaft 
der Straßen- und Verkehrsbeschäftigten wieder in der Geschäftsstelle des dbb 
beamtenbund und tarifunion mecklenburg-vorpommern in Schwerin. 

Landesvorsitzender Ronald 
Braun thematisierte mit den 
Vorstandsmitgliedern am 11. 
Oktober 2018 die tarifpolitische 
Situation im Allgemeinen, die 
Arbeitssicherheit, die derzeitige 
Ausbildungssituation, den Nach-
wuchsmangel und natürlich die 
andauernde Unterbesetzung 
durch den jahrelangen Einstel-
lungsstopp. Die Konsequenzen 
hieraus seien eine Überalterung 
der Belegschaft sowie eine per-
manente Arbeitsverdichtung für 
die Beschäftigten, die wiederum 
zu einem enormen Anstieg der 
Mehrarbeitsstunden und infol-
gedessen zu Erkrankungen 
durch eine stetige Überbelas-
tung führen.

Des Weiteren informierte er 
über die Vorbereitungen zur 
anstehenden Tarifrunde mit 
den Ländern und die Branchen-
tage im Vorfeld. Die in den Ge-
sprächen vor Ort durch die Be-
schäftigten geäußerten Sorgen 
und Nöte würden in die Forde-
rungsfindung Ende Dezember 
2018 einfließen.

Die Bezirksvorstände berichte-
ten über die Probleme in ihren 
Bezirken und stimmten über-
ein, dass die Wahrnehmung 
der Aufgaben in den Straßen- 
und Autobahnmeistereien 
durch die Beschäftigten und 
damit die Sicherheit der Ver-
kehrswege nicht mehr im vol-

len Umfang gewährleistet wer-
den könnten.

In einem Gespräch mit Ver-
kehrsminister Christian Pegel 
hatte Landeschef Braun diese 
Problematik und die Ursachen 
dafür bereits angesprochen. 
Anschließend wurden die Ab-
weichungen zum Stand des Ar-
beitsschutzes in den verschie-
denen Bezirken erörtert.

Für große Diskussionen und 
Unruhe unter den Landesvor-
standsmitgliedern sorgte die 
Infrastrukturgesellschaft Auto-
bahn (IGA) und die damit ver-
bundenen Zukunftsängste der 
Kolleginnen und Kollegen. Der 

VDStra.-Bundesvorsitzende 
Hermann-Josef Siebigteroth 
informierte über die zurzeit ta-
genden vier Verhandlungs-
gruppen zur IGA und Gesprä-
che mit den Arbeitgebern. 

In diesem Zusammenhang 
sprach Ronald Braun den Ab-
fragebogen des Landesamtes 
für Straßenbau und Verkehr 
(LS) Mecklenburg-Vorpommern 
zur Wechselbereitschaft an. 
Hermann-Josef Siebiegeroth 
erklärte, dass es nach wie vor 
keine verbindlichen Ergebnisse 
gebe und noch viele Fragen 
nicht zufriedenstellend geklärt 
werden konnten. Die Verunsi-
cherung aller Beschäftigten bei 
den Straßenbauverwaltungen 
in ganz Deutschland sei groß. 
Nicht nur bei denen, die wech-
seln sollen, sondern auch bei 
denjenigen, die bei den Stra-
ßenbauverwaltungen verblei-
ben.

Zum jetzigen Zeitpunkt sei ein 
Abfragebogen daher nicht 
sinnvoll. Erst wenn alle noch 
offenen Punkte geklärt sind 
und die Konditionen für die Be-
schäftigten feststehen, könne 
eine Entscheidung getroffen 
werden, so Siebigteroth weiter. 
Sobald spruchreife Entschei-
dungen anstehen, werde die 
VDStra.-Fachgewerkschaft 
hierzu Informationen heraus-
geben.�

Landesvorsitzender des dbb 
beamtenbund und tarifunion 
m-v. Er sprach neben den 
Haupthemen auch zu den 
Rechten und Pflichten der Be-
amten. Danach sprach ein 
Vertreter der DBV zum Thema 
Haftungsfragen und Beam-
tenrecht. Über das System der 
Beihilfe und Besonderheiten 
der privaten Krankenversiche-
rung referierte ein Redner der 
Debeka. Abschließende Hin-

weise gab der VBE-Landesvor-
sitzende Michael Blanck.

Alle Redner beantworteten 
während der Fortbildung 
beziehungweise im An-
schluss viele Fragen. Dies 
zeigt, dass auch weiterhin 
ein großer Bedarf an derar-
tigen Veranstaltungen be-
steht. Die Fortbildung wird 
durch das Institut für Quali-
tätsentwicklung Mecklen-

burg-Vorpommern (IQ-MV) 
anerkannt. 

Viele Teilnehmer nutzen am 
Rande der Veranstaltung auch 

die Möglichkeiten, sich an den 
Ständen der Debeka, der DBV 
beziehungsweise des VBE über 
Angebote zu informieren. 
�

<< Die Teilnehmer der Landesvorstandssitzung mit dem VDStra.-Bundesvorsitzenden Hermann-Josef Siebigteroth 
(4. von links)
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komba gewerkschaft

Landeshauptvorstand tagte in Satow 
Am 9. und 10. November 2018 kam der Landeshauptvorstand der komba gewerkschaft für den 
Kommunal- und Landesdienst MV in Satow zu seiner zweiten Sitzung in diesem Jahr zusammen.

Der komba Landesvorsitzende 
Gerald Krause informierte un-
ter anderem über die Sitzungen 
des komba Bundesvorstandes 
vom 3. bis 5. Mai in Königswin-
ter sowie am 12. und 13. Okto-
ber in Fulda. Er dankte der Bun-
desgewerkschaft für die gute 
Unterstützung, insbesondere 
auch bei den erfolgreichen Ta-
rifverhandlungen beim ASB 
Boizenburg.

Bezogen auf die komba m-v 
konnte der Landesvorsitzende 
berichten, dass die positive 
Mitgliederentwicklung im Land 
weiter anhält. Die neuen Mit-
gliederbereiche gelte es, aktiv 
in die Gewerkschaftsarbeit ein-
zubinden. In diesem Zusam-
menhang begrüßte er auch 
den Gruppenvorsitzenden der 
neuen Gewerkschaftsgruppe 

beim ASB Nord-Ost, den Kolle-
gen Görge Wulff.

Darüber hinaus beschäftigte 
sich der Landeshauptvor-
stand mit der Vorbereitung 
des komba Gewerkschafts
tages, der am 15. und 16. No-
vember 2019 in Gägelow 
stattfinden wird. Diskutiert 

wurde unter anderem über 
die künftige Struktur, Funkti-
onsträger, Satzung, Kosten-
ordnung, Beitragsordnung, 
Rechtsschutzordnung und 
vieles mehr.

Außerdem wurde über die 
aktuelle Haushaltssituation 
berichtet und es wurde der 

Haushaltsentwurf für das 
Jahr 2019 beschlossen.

Wie immer fanden am Rande 
der Sitzung und am Abend zahl-
reiche Gespräche statt und es 
wurden intensiv Meinungen und 
Erfahrungen zwischen den Mit-
gliedern der unterschiedlichen 
Regionalgruppen ausgetauscht.�

vbba – Gewerkschaft Arbeit und Soziales 

Klausurtagung der 
Landesgruppe Nord
Am 21. September 2018 traf sich der Vorstand der 
Landesgruppe Nord der vbba – Gewerkschaft Arbeit 
und Soziales zu einer ganztägigen Klausurtagung in 
den Räumlichkeiten des dbb m-v in Schwerin.

Der Vorstand konnte dabei  
die Jahresplanung für 2019 
abschließen und auch Termin 
und Ort für den Landesge
werkschaftstag 2019, auf  
dem auch der Landesvorstand 
Nord neu gewählt wird, end-
gültig festlegen. Da in 2018  
in Schleswig-Holstein getagt 
wurde, wird der Landesge-
werkschaftstag 2019 in Meck-

lenburg-Vorpommern statt
finden, und zwar vom 24. bis 
26. März in der Hansestadt 
Stralsund.

Von den Landesjugendbeauf-
tragten Lucas Albracht und  
Rie Jordt wurde die Planung 
des nächsten vbba Jugend
events in Angriff genommen, 
welcher bereits am 24. No

vember in Hamburg (Besuch 
auf dem Weihnachtsmarkt 
Santa Pauli und eine Comedy-
Tour) stattfand. Weiter ging  
es mit der Nachbereitung des 
vbba Bundesgewerkschafts
tages, der im Juni dieses Jah- 
res stattfand, und der Vorbe
reitung auf die nächste Bun-
deshauptvorstandssitzung  
im November. 

Es folgten Berichte aus den 
Bereichen Vorstand und Kas-
senwesen sowie den Berei- 
chen Jugend, Frauen und Senio-
ren – auch im Hinblick auf die 
anstehenden Vorstandswahlen 
im kommenden Jahr.

Text von Agnes Ranke,  
Vorsitzende der  

vbba Landesgruppe Nord

<< Der Vorstand der vbba Landesgruppe Nord
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<< Die Mitglieder des Landeshauptvorstandes der komba m-v am Morgen des zweiten Sitzungstages in Satow
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SBB Beamtenbund und Tarifunion Sachsen

Parlamentarischer 
Abend
Am 8. November 2018 hat in Dresden der Parlamentarische Abend des SBB Beamtenbund und Tarif
union Sachsen stattgefunden. Unter dem Motto „Warum Gespräche zwischen Politik und Gewerk-
schaft so wichtig sind?!“ tauschten sich Gewerkschafter und Politiker aus.

Wie wichtig dieses Thema in der 
heutigen Zeit ist, zeigte sich vor 
allem an der Gästeliste. Die Lan-
desvorsitzende Nannette Seid-
ler begrüßte an diesem Abend 
gleich drei Staatsminister: den 
stellvertretenden Ministerpräsi-
denten und Staatsminister für 
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, 
Martin Dulig, den Innenminister 
Prof. Dr. Roland Wöller und den 
Kultusminister Christian Piwarz. 
Auch der Fraktionschef der CDU, 
Christian Hartmann, und der 
Fraktionsvorsitzende der LIN-
KEN, Rico Gebhard, folgten der 
Einladung. Für die SPD nahmen 

an diesem Abend Albrecht Pal-
las, innenpolitischer Sprecher, 
und für Bündnis 90 / Die Grü-
nen Valentin Lippmann teil. 

Den Abend bereichert haben 
zwei Impulsvorträge von der SBB-
Vorsitzenden Nannette Seidler 
und Alexander Krauß (CDU), 
Mitglied des Bundestages und 
Vorsitzender der CDA Sachsen. 
Beide bewerteten die gemeinsa-
me Gesprächskultur als positiv. 
Krauß betonte jedoch noch ein-
mal mahnend: „Die Politik muss 
alle mitnehmen.“ Nannette Seid-
ler bezog in ihrem Impulsvortrag 

Stellung: „Die zentralen Themen 
der nächsten Jahre heißen auch 
in Sachsen und auch in unserer 
öffentlicher Verwaltung: demo-
grafischer Wandel, Digitalisie-
rung, innere und soziale Sicher-
heit sowie Chancengerechtig- 
keit. Diese Themen bedürfen 
politischer Entscheidungen. 
Lassen Sie uns über all das dis-
kutieren und gern auch strei-
ten. Jedes erreichte Ergebnis ist 
ein Schritt in unsere gemeinsa-
me Zukunft. Vielleicht ist es 
jeweils nur ein kleiner Schritt, 
aber es sollte unbedingt einer 
in die richtige Richtung sein.“

Der Sächsische Ministerpräsi-
dent Michael Kretschmer for-

mulierte unlängst: „Wir brau-
chen den Zusammenhalt der 
Vernünftigen.“ Auch dazu posi-
tioniert sich der SBB mit seinen 
Mitgliedsgewerkschaften: „Es 
gibt nur einen Weg – den der 
demokratischen und rechts-
staatlichen Grundsätze. In allen 
Gesprächen, die wir mit Men-
schen in Gewerkschaften, Poli-
tik und Verwaltung führen, wer-
ben wir immer wieder dafür vor 
allem Verbindendes und nicht 
Trennendes zu suchen. Zusam-
menhalt lebt von gemeinsamen 
Werten und Zielen. Demokratie 
braucht Demokratinnen und 
Demokraten, dafür stehen wir 
als SBB“, so die SBB-Landesvor-
sitzende Nannette Seidler. �

Tagung des SBB- 
Landesvorstandes 
Am 14. November 2018 tagte 
der SBB-Landesvorstand im 
Kloster Nimbschen. Auf der 
Tagesordnung standen die La-
geberichte der Landesleitung, 
der einzelnen Grundsatz- und 
Fachkommissionen und der 
Querschnittsvertretungen. 
Themen wie Haushalt 2019 
sowie die Arbeitsaufträge für 
2019 wurden diskutiert.

<	 Die SBB-Landesvorsitzende Nannette Seidler und der stellvertretende 
Ministerpräsident Martin Dulig, Staatsminister für Wirtschaft, Arbeit  
und Verkehr

<	 Innenminister Prof. Dr. Roland Wöller (Bildmitte) am Tisch mit Rainer 
Wendt (Vorsitzender der DPolG), Cathleen Martin (Vorsitzende der 
DPolG Sachsen), Christian Hartmann (Fraktionsvorsitzender der CDU) 
und Dietrich Gökelmann (Präsident der Landesdirektion Sachsen)

<	 Kultusminister Christian Piwarz (Bildmitte) im Gespräch mit Dirk Baumbach 
(Vorsitzender der FK-Bildung im SBB) und Steffen Winkler (stellvertretender 
Landesvorsitzende des SBB und Vorsitzender der GK-Tarifrecht im SBB)
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SBB Jugend

Neue Führungsspitze gewählt
Am 26. Oktober 2018 hat der Landesjugendtag der SBB Jugend stattgefun-
den. Unter dem Motto „Wir machen den Staat von morgen!“ trafen sich die 
Delegierten in Dresden. 

Den Kopf der SBB Jugend bildet 
ein ehrenamtlicher Vorstand, 
der von den Delegierten ge-
wählt wurde. Neuer Vorsitzen-
der ist Henrik Biehle. Er ist Mit-
glied der Gewerkschaft der 
Sozialversicherung (GdS) und 
arbeitet als Kaufmann im Ge-
sundheitswesen bei der AOK 
PLUS und ist auf kommunaler 
Ebene tätig. Sein Ziel für die 
nächsten fünf Jahre: „Die SBB 
Jugend soll wieder für die Ju-
gend erreichbar sein. Außerdem 
soll es auf gewerkschaftlicher 

Ebene Spaß machen. Stärken  
wir die Zusammenarbeit der Ge-
werkschaften untereinander, 
stärken wir die Jugend.“ Außer-
dem wurden zwei Stellvertreter 
gewählt: Sören Herrmann ist 
Mitglied der Deutschen Polizei-
gewerkschaft (DPolG Sachsen) 
und mit seinen 16 Jahren das bis-
her jüngste Mitglied der SBB Ju-
gendleitung. Chris Leon Nemitz 
hat seine gewerkschaftliche Hei-
mat in der Gewerkschaft Arbeit 
und Soziales Sachsen (vbba).

Die Delegierten beschäftigten 
sich auch mit diversen Anträ-
gen an die Jugend. So standen 
unter anderem Anträge zu The-
men wie Wertschätzung, Quali-
fizierung, Ausbildungsoffensive 
und Lehrmittelfreiheit zur Ab-
stimmung.�

SBB Frauen

Frauen auf der Überholspur!?  
Wir machen Staat! – Neuwahlen 

<	 Stellvertretender Jugendleiter Chris Leon Nemitz und Landesvorsitzende 
Nannette Seidler

„Nichts ist so beständig wie die Veränderung. Nutzen wir die Mög-
lichkeit, unsere Zukunft aktiv mitzugestalten, statt uns von der Ver
änderung treiben zu lassen. Wir haben jeden Tag die Möglichkeit 
dazu.“ So stand es auf den Tagungsunterlagen zum 6. Landes
frauenkongress am 8. November 2018 in Dresden. 

Schnell wurde den Anwe-
senden klar, dass die SBB 
Frauen in den letzten vier 
Jahren keine Gelegenheit 
versäumt hatten, an der 
Zukunftsgestaltung mit
zuwirken. So wurde neben 
dem Ausbau des Netzwer-
kes und der Stärkung der 
Zusammenarbeit zwischen 
der dbb bundesfrauenver-
tretung und den Landes-
frauenvertretungen in
tensiv für ein modernes 
Gleichstellungsgesetz  
und die Anerkennung  
von Kindererziehungs
zeiten gekämpft. 

<	 Teich erneut zur 
Vorsitzenden gewählt

Umso weniger überraschte 
die einstimmige Wieder-
wahl der Vorstandsvorsit-
zenden Tanja Teich, die ihr 
Amt überwältigt annahm. 
Ihre neu gewählten Stell-
vertreterinnen repräsentie-
ren eine bunte Mischung 
der Mitgliedsgewerkschaf-
ten und -verbände: Monika 
Dietz (Verband der Lebens- 
mittelchemiker/-innen – 
VLFS), Tina Jentsch (Lehrer-
verband Berufliche Schulen 
Sachsen – LVBS), Margit 

Liebsch (Deutsche Verwal-
tungsgewerkschaft Sach-
sen – DVG), Gerlind Steiner-
Klaiber (Deutsche Zoll und 
Finanzgewerkschaft – BDZ) 
und Gabriele Stuhr (Deut-
sche Steuergewerkschaft 
– DSTG) freuen sich auf die 
künftigen Herausforderun-
gen. Einen weiteren Höhe-
punkt stellte die Ernen-
nung von Margot Sarink 
als erstes Ehrenmitglied 
der SBB Frauen dar. Auf 
ihre Anregungen und kri-
tischen Anmerkungen 
müssen die SBB Frauen 
daher nicht verzichten.
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<	 Die Teilnehmerinnen 
des Landesfrauenkon-
gresses mit dem stell-
vertretenden Landes-
vorsitzenden des SBB, 
Steffen Winkler
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GK-Tarifrecht

Branchentag in der Landesdirektion 
Sachsen in Chemnitz
Am 22. Oktober 2018 begannen die vom dbb beamtenbund und tarifunion organisierten Branchen
tage zur Einkommensrunde 2019 mit einem Treffen der Beschäftigten der Landesverwaltungen in  
der Landesdirektion Sachsen in Chemnitz.

Jürgen Kretzschmar, Vorsit-
zender der DVG Sachsen und 
stellvertretender Vorsitzen-
der der SBB-Grundsatzkom
mission Tarifrecht begrüßte 
dbb Chef Ulrich Silberbach, 
den DVG-Bundesvorsitzen-
den Ulrich Stock, Mitglieder 
der SBB-Landesleitung und 
den Präsidenten der Landes-
direktion Sachsen, Dietrich 
Gökelmann.

Ziel des Branchentages war  
es, Erwartungen, Vorstellun-
gen sowie Forderungen der 
Mitarbeiter aus der Allgemei-
nen Verwaltung im Landes-
dienst Sachsens für die anste-
henden Tarifverhandlungen 
beginnend im Januar und en-
dend im März 2019 zum TV-L 
zu erfahren.

Nach einer kurzen Begrüßung 
durch den Präsidenten Diet-
rich Gökelmann und zwei 
Statements von Ulrich Silber-
bach und Jürgen Kretzschmar 
entspann sich eine rege Dis-
kussion zur bevorstehenden 
Einkommensrunde. Schnell 
wurde klar, dass nicht nur eine 
spürbare Einkommensverbes-
serung zur Schließung der Lü-

cke zur Bezahlung bei Bund 
und Kommunen erwartet 
wird (zehn Prozent lineare Er-
höhung bei einer modernisier-
ten Tabellenstruktur), auch 
wenn dieser Lückenschluss 
essenziell für die Gewinnung 
von Nachwuchs- und Fach-
kräften in den Landesverwal-
tungen ist. Erwartet wird viel-
mehr auch eine Verbesserung 

der Entgeltordnung und die 
stufengleiche Höhergruppie-
rung, die als unerlässlich 
angesehen werden.

Wichtig sei zudem die 
Verbesserung der Arbeits
bedingungen hinsichtlich 
Arbeitszeit, Fortbildungs-
möglichkeiten, Altersvor
sorge, vermögenswirksamer 

Zu den zahlreichen zukünfti- 
gen Aufgaben der SBB Frauen 
gehören weiterhin die Moder-
nisierung des Sächsischen Frau-
enförderungsgesetzes, das 
diskriminierungsfreie Fort
kommen in Beurteilungs- und 
Beförderungssystemen, die 
Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf, das Gesundheitsma-
nagement, die Sicherheit am 
Arbeitsplatz und die Stärkung 
des Netzwerkes.

<	 Öffentliche  
Veranstaltung

Im Anschluss an die Arbeits
tagung des Landesfrauenkon-
gresses begrüßte die Vorsit-
zende Tanja Teich zahlreiche 
Gäste zur öffentlichen Veran-
staltung. Helene Wildfeuer, 

Vorsitzende der dbb bundes-
frauenvertretung, berichte- 
te nicht nur über die „Hans-
Bremse“ (ZEIT ONLINE vom  
Oktober 2018) im öffentli- 
chen Dienst. Sie fand auch 
klare Worte gegen antide
mokratische, gleichstellungs-
feindliche und destruktive 
politische Kräfte. Nannette 
Seidler, Landesvorsitzende  
des SBB, stellte die Wichtig- 
keit eines zeitgemäßen  
Gleichstellungsgesetzes für  
die Fachkräftegewinnung her-
aus. Dr. Daniela Dylakiewicz, 
Referatsleiterin der Stabsstelle 
Landesweite Organisationspla-
nung, Personalstrategie und 
Verwaltungsmodernisierung  
in der Sächsischen Staatskanz-
lei, schilderte den Paradigmen-
wechsel in der Personalpolitik. 

Im Fokus müssten die Verein-
barkeit von Familie und Beruf 
sowie die Wertschätzung der 
Mitarbeitenden stehen.

Frank-Peter Wieth, Leiter des 
Büros der Staatsministerin  
für Gleichstellung und Inte
gration im Sächsischen Staats-
ministerium für Soziales und 
Verbraucherschutz, sicherte  
die Unterstützung bei der Mo-
dernisierung des sächsischen 
Frauenförderungsgesetzes zu. 

Susanne Köhler, Vorsitzende  
des Landesfrauenrates e.V., 
informierte über die kommen-
de „Sächsische Frauenwoche“, 
welche sich der Thematik der 
häuslichen und sexualisierten 
Gewalt an Frauen und Mäd-
chen widmet, und rundete 
somit die breit gefächerte 
Agenda des gelungenen 
Landesfrauenkongresses ab.

Bericht von Tina Jentsch  
und Gabriele Stuhr

<	 Der neue Vorstand der SBB Frauen (von links): Gerlind Steiner-Klaiber 
(BDZ), Monika Dietz (VLFS), Tanja Teich (DSTG), Margit Liebsch (DVG), 
Gabriele Stuhr (DSTG) und Tina Jentsch (LVBS)
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2. dbb Bundesseniorenkongress

„Ob jung, ob alt – 
Zusammenhalt“
Am 29. und 30. Oktober 2018 tagte der  
2. Bundesseniorenkongress des dbb in Berlin.  
Die Delegierten wählten die neue Geschäfts
führung und legten die politischen Leitlinien  
für die nächsten fünf Jahre fest. Rita Müller, 
Vorsitzende der SBB Senioren, wirkte im Ältes
tenrat mit, der gleichzeitig auch Wahlvorstand 
war.

Zum neuen Vorsitzenden 
wurde Dr. Horst Günther 
Klitzing (DPhV) gewählt. In 
seiner Antrittsrede brachte 
er sein Unverständnis darü-
ber zum Ausdruck, dass nach 

28 Jahren Wiedervereinigung 
immer noch zwei Rentenwer-
te in Deutschland bestehen. 
Seine Themen für die nächs-
ten fünf Jahre: Digitalisie-
rung, Mobilität und Pflege.�

GK Tarifrecht

Branchentag für Lehrkräfte in Dresden
Auf dem Branchentag des dbb beamtenbund und tarifunion am 12. Novem-
ber 2018 in Dresden diskutierten zahlreiche Mitglieder der dbb Lehrerge-
werkschaften Sächsischer Lehrerverband (SLV), Philologenverband Sachsen 
(PVS) und Berufsschullehrerverband (LVBS) sehr offen und konstruktiv ihre 
Forderungen für die Einkommensrunde 2019 mit den Ländern.

In seinen einleitenden Worten 
stellte Steffen Winkler, stellver-
tretender Landesvorsitzender 
des SBB Beamtenbund und  
Tarifunion Sachsen, klar: „Eine 

Hauptforderung aus meiner 
Sicht muss die stufengleiche 
Höhergruppierung sein. Hier 
sollten wir endlich zu den Be-
schäftigten von Bund und Kom-

munen aufschließen, in deren 
Bereich dieser Punkt bereits 
Geschichte ist.“ Themen waren 
auch eine Neustrukturierung  
der Entgelttabellen, einschließ-

lich einer weiteren Erhöhung 
des Betrages der Erfahrungsstu-
fe 6, die in der Tarifrunde 2017 
von den Gewerkschaften er-
kämpft wurde. Nach dem guten 
Ergebnis, das die Gewerkschaf-
ten in den Verhandlungen mit 
Bund und Kommunen im Früh-
jahr 2018 erreicht haben, müsse 
der finanzielle Rückstand zu die-
sem Tarifabschluss aufgeholt 
werden.

Volker Geyer, dbb Fachvorstand 
Tarifpolitik, brachte ein weiteres 
Grundproblem auf den Punkt: 
„Die Arbeitgebervertreter der 
TdL sind immer noch im Spar-
modus verhaftet. Sparmodus 
war aber gestern, jetzt ist die 
Zeit des Investierens, um den 
öffentlichen Dienst leistungsfä-
hig und gegenüber Arbeitge-
bern der Privatwirtschaft wett-
bewerbsfähig im Kampf um den 
Nachwuchs zu machen.“ �

Leistungen und der Wert-
schätzung durch die Vorge-
setzten. Kontrovers wurde 
über die Einführung von leis-
tungsorientierter Bezahlung 
diskutiert. Einvernehmen be-
stand hinsichtlich der For
derung, Reisezeiten als Ar-
beitszeiten anzuerkennen.

Ulrich Silberbach, Verhandlungs-
führer des dbb bei den Tarifver-
handlungen, wies darauf hin, 
dass das Vergütungssystem ein 
Verbundsystem sei. Wenn die 
Arbeitgeber an der einen Stelle 
Zugeständnisse machen müs-
sen, werden sie an der anderen 
Stelle sparen wollen. Er ver-

sprach, die in Chemnitz gewon-
nenen Erkenntnisse neben den 
Hinweisen aus den anderen 19 
folgenden bundesweiten Bran-
chentagen in die Forderungsfin-
dung des dbb am 20. Dezember 
2018 in der Bundestarifkommis-
sion und in die Tarifverhandlun-
gen einfließen zu lassen.

Jede Tarifverhandlung sei eine 
Suche nach Kompromissen, und 
überzogene Erwartungen füh-
ren allzu oft zu Enttäuschungen. 
Also gelte es, sachlich und op
timistisch zu bleiben, um die 
Hauptforderungen der Gewerk-
schaften in den Tarifverhand-
lungen durchsetzen zu können.�

<	 Von links: Klaus Richter (SBB Senioren), Rita Müller (Vorsitzende SBB Se-
nioren), Dr. Horst Günther Klitzing (Vorsitzender dbb Bundessenioren), 
Norbert Bullmann (stellvertretender Landesvorsitzender SBB Beamten-
bund und Tarifunion Sachsen)
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Gewerkschaftstag dbb frauenvertretung sachsen-anhalt

Zu wenig Frauen in Leitungsfunktionen
Auf dem 7. Gewerkschaftstag der dbb frauenvertretung sachsen-anhalt am 24. Oktober 2018 in Mag-
deburg wurde Michaela Neersen mit überwältigender Mehrheit zur neuen Vorsitzenden gewählt.

Heimatgewerkschaft der 
54-Jährigen ist die Gewerk-
schaft der Versorgungs- und 
Sozialverwaltung (GdV). Neer-
sen, die viele Jahre im Sozial-
ministerium gearbeitet hat, 
unter anderem als Referentin 
mit den Schwerpunkten Fami-
lie und Frauen, ist seit 2014 
Frauen- und Gleichstellungs-
beauftragte im Ministerium 

für Landesentwicklung  
und Verkehr. 

Zum neu gewählten Führungs
team gehören auch Annette 
Dölle (Deutsche Verwaltungs-
Gewerkschaft – DVG) als Erste 
stellvertretende Vorsitzende 
und Janine Dietz (Gewerk-
schaft der Sozialversicherung 
– GdS) als Zweite stellvertre-
tende Vorsitzende.

<	 Gendergerechte Politik: 
Öffentlicher Dienst soll 
Vorbild sein

Bei der öffentlichen Veran-
staltung des Gewerkschafts-
tages forderte die Vorsitzen-
de der dbb frauen, dass eine 
50-Prozent-Quote für die Be-

setzung von Führungspositi-
onen mit Frauen in der Lan-
desverwaltung gesetzlich 
festgeschrieben wird. Die 
Landesregierung habe in ih-
rer Koalitionsvereinbarung 
zwar angekündigt, bis 2021 
50 Prozent der Führungspo-
sitionen mit Frauen zu be-
setzen, sei davon aktuell je-
doch weit entfernt.

„Wir brauchen Sanktionen, 
wenn die gesetzlich vereinbar-
ten Ziele nicht erreicht werden. 
Da bleibt der Stuhl dann eben 
leer, wenn für ein Gremium 
nicht genügend Frauen vorge-
schlagen werden“, betonte 
Neersen.

Generell müssten im öffentli-
chen Dienst mehr Frauen Füh-
rungspositionen besetzen. Teil-
zeitbeschäftigung dürfe dabei 
kein „Karriere-Killer“ sein. Die 
der dienstlichen Beurteilung 
zugrunde liegenden Kriterien 
dürften beispielsweise nicht 
dazu führen, dass weniger Ar-
beitszeit gleichgesetzt wird 
mit schlechterer Arbeitsleis-
tung. „Die Anzahl der Arbeits-
stunden ist kein Beurteilungs-

kriterium. Deshalb fordern wir 
eine Abkehr von der Präsenz-
kultur am Arbeitsplatz hin zu 
einer Ergebniskultur und einer 
stärkeren Berücksichtigung der 
beim familiären Engagement 
erworbenen Fähigkeiten“, sag-
te Neersen.

Der öffentliche Dienst müsse 
bei der Umsetzung einer 

gendergerechten Politik eine 
Vorreiterrolle übernehmen. 
Dazu gehöre auch ein moder-
nes Gleichstellungsgesetz, das 
die Landesregierung im Dialog 
mit den Gewerkschaften auf 
den Weg bringen muss. Die 
dbb frauenvertretung sei be-
reit, ihre Kompetenz aus der 
Arbeit in den verschiedenen 
Verwaltungen des Landes ein-
zubringen.

Helene Wildfeuer, Bundesvor-
sitzende der dbb bundesfrau-
envertretung, sieht die Landes-
regierungen in der Pflicht, sich 
explizit und stärker als bisher 
für die Umsetzung der Gleich-
stellung im öffentlichen Dienst 
einzusetzen. „Die Landesregie-
rungen können einen entschei-

denden Teil dazu beitragen 
und sich für eine geschlechter-
gerechte Beurteilungs- und Be-
förderungspraxis in den Ver-
waltungen einsetzen. Was in 
den Ländern positiv wirkt, hat 
Strahlkraft auf den Bund und 
umgekehrt. Hier sollten Bund 
und Länder an einem Strang 
ziehen“, betonte Wildfeuer in 
ihrem Grußwort.

<	 Wildfeuer: Quoten
regelungen ausweiten

Mit Blick auf Hubert Böning, 
Staatssekretär des Ministeri-
ums für Justiz und Gleichstel-
lung, appellierte Wildfeuer, 
sich über die Grenzen Sachsen-
Anhalts hinweg für die Rechte 
der Frauen starkzumachen. 
„Ich erinnere an die Initiative 
der Landesregierungen, welche 
die Frauenquote für Aufsichts-
gremien erst ermöglicht hatte. 
Diesen Vorstoß haben wir von 
Anfang an unterstützt. Und 
der Erfolg gibt uns Mut weiter-
zukämpfen. Deshalb werben 
wir heute auch in Sachsen-An-
halt dafür, die Forderung der 
Bundesjustizministerin Kata
rina Barley nach einer Auswei-
tung der Quotengesetzgebung 
auf den öffentlichen Dienst zu 
unterstützen“, bekräftigte 
Wildfeuer ihre Forderung.

Böning selbst leitete sein Gruß-
wort an die dbb frauen mit ei-
nem ernüchternden Fazit ein: 
„Der Anteil von Frauen in Lei-
tungsfunktionen der öffentli-
chen Verwaltung und in Gre-
mien und Unternehmen, an 
denen das Land beteiligt ist,  
ist unbefriedigend. Das Ziel  
der Koalitionäre, die Parität hin-
sichtlich des Anteils der Frauen 
in Gremien und Unternehmen 
mit Landesbeteiligung bis 2017 
umzusetzen, wurde nicht er-

<	 „Der Anteil von Frauen in Leitungsfunktionen ist unbefriedigend.“ Von links: Michaela Neersen, Iris Herfurth, 
Hubert Böning, Helene Wildfeuer
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reicht.“ Der Frauenanteil liege 
hier nur bei 29 Prozent, bei öf-
fentlich-rechtlichen Stiftungen 
gar nur bei 26 Prozent.

Oft stoße man bei der Gremi-
enbesetzung mit Frauen auf 
praktische Schwierigkeiten. Die 
zu besetzenden Gremienpos-
ten seien in der Regel an Füh-
rungspositionen geknüpft und 
die seien oft männlich besetzt. 
Böning: „Da sind noch große 
Anstrengungen bei allen Res-
sorts notwendig, um den Frau-
enanteil in Gremien deutlich zu 
erhöhen. Im ersten Quartal des 
kommenden Jahres wird das 
Ministerium dann einen nächs-
ten Bericht vorlegen.“

Zur Verbesserung der berufli-
chen Chancen insbesondere von 
Frauen im öffentlichen Dienst 
werde die Landesregierung das 
bestehende Frauenfördergesetz 
zu einem modernen Gleichstel-
lungsgesetz für Frauen und 
Männer weiterentwickeln. Ins-

besondere sollen die Rechte der 
Gleichstellungsbeauftragten ge-
stärkt werden. Ein Regierungs-
entwurf liege vor und sei derzeit 
in der Ressortabstimmung. „Ein 
gutes Gesetz braucht Zeit“, sag-
te Böning. Er lud die dbb frauen-
vertretung ein, nach der Kabi-
nettsbefassung und Freigabe 
zur Anhörung zum Gesetzent-
wurf Stellung zu nehmen.

<	 Großer Erfolg: Einfüh-
rung der Familienpflege-
zeit auch für den Beam-
tenbereich

„Die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf ist entscheidend für 
die Zukunftsfähigkeit des öf-
fentlichen Dienstes“, sagte Iris 
Herfurth, stellvertretende dbb 
Landesvorsitzende. Ausgewo-
gene Vereinbarkeit und stabile 
Einkommensverhältnisse – da-
rum gehe es Familien heute.

Und auch diejenigen, die sich 
um pflegebedürftige Angehöri-

ge kümmern, müssten die 
Chance haben, weiterhin im 
Beruf zu bleiben. Herfurth ver-
wies in diesem Zusammen-
hang auf das im Juni dieses 
Jahres in Kraft getretene Ge-
setz zur Änderung dienstrecht-
licher Vorschriften. Im Landes-
beamtengesetz wurde die 
bereits seit Januar 2012 für 
Beschäftigte geltende Famili-
enpflegezeit auch für die Be-
amtinnen und Beamten des 
Landes übernommen. „Die Ein-
führung der Familienpflegezeit 
auch für den Beamtenbereich 
ist ein großer Erfolg“, äußerte 
Herfurth. Hier werde der Ver-
einbarkeit von Familie und Be-
ruf Rechnung getragen.

<	 Politische Ausrichtung 
beschlossen

Neben der Wahl des geschäfts-
führenden Vorstandes be-
stimmten die Delegierten im 
geschlossenen Teil des Ge-
werkschaftstages die gewerk-

schaftspolitische Ausrichtung 
für die kommenden fünf Jahre.

Ein Arbeitsschwerpunkt der ge-
werkschaftspolitischen Arbeit 
der dbb frauenvertretung wird 
demnach die Vereinbarkeit von 
Familie, Pflege von Angehörigen 
und Beruf sein. Sie ist eine zen
trale Voraussetzung für eine 
geschlechtergerechte Gesell-
schaft. In Zeiten des Fachkräfte-
mangels und demografischen 
Wandels, der auch vor dem öf-
fentlichen Dienst nicht halt-
macht, werde es notwendig, 
dass alle Beschäftigten in dem 
von ihnen gewünschten Um-
fang arbeiten können. Eine gute 
Vereinbarkeit helfe außerdem 
nicht nur im Kampf um Fach-
kräfte, sondern trage zugleich 
dazu bei, dass Frauen bei der 
Karriere, in Führungspositionen 
und den Verdienstmöglichkeiten 
mit den Männern gleichziehen. 

Ferner leistet die Einführung 
von Telearbeit einen nicht zu 
unterschätzenden Beitrag zur 
Vereinbarkeit von Berufstätig-
keit und Familienleben. So 
kann die Betreuung von Kin-
dern oder zu betreuender An-
gehöriger besser organisiert 
werden. Zudem sind Telear-
beitsplätze ein geeignetes 
Mittel, die Attraktivität des 
öffentlichen Dienstes zu stei-
gern und dem Fachkräfte
mangel entgegenzuwirken.  
In Sachsen-Anhalt ist der Be-
reich noch ausbaufähig.�

<	 Die Frauenvertretungen der dbb Mitgliedsgewerkschaften wählen den neuen geschäftsführenden Vorstand der 
dbb frauenvertretung sachsen-anhalt.

Landesgewerkschaftstag des BTB Sachsen-Anhalt

Jakobs als Landesvorsitzender bestätigt
Am 28. September 2018 fand der 8. Gewerkschaftstag der Gewerkschaft Technik und Naturwissenschaft 
Sachsen-Anhalt (BTB) statt. Manfred Jakobs wurde von den Delegierten erneut das Vertrauen ausgespro-
chen und zum Landesvorsitzenden des BTB wiedergewählt. Sein Stellvertreter wurde Daniel Kern.

Der 59-jährige Jakobs ist seit 
2009 Vorsitzender des BTB 
und im Landesamt für Ver-
messung und Geoinformation 
Sachsen-Anhalt als Sachbear-
beiter für Bodennutzung und 

-schätzung zuständig. Ferner 
ist Jakobs 1. stellvertretender 
Vorsitzender des Hauptperso-
nalrates im Ministerium für 
Landesentwicklung und Ver-
kehr (MLV).

Auf der öffentlichen Veranstal-
tung begrüßte Jakobs neben 
den Delegierten des BTB-Ge-
werkschaftstages auch den 
Staatssekretär des Ministeri-
ums für Landesentwicklung 

und Verkehr, Dr. Sebastian 
Putz, den Präsidenten des Lan-
desamtes für Vermessung und 
Geoinformation Sachsen-An-
halt, Jörg Spanier, sowie den  
1. stellvertretenden Vorsitzen-
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den des dbb sachsen-anhalt, 
Ulrich Stock.

<	 Fachkräftemangel 
im Fokus

Jakobs betonte, er sehe den 
Fachkräftemangel in den 
technischen Bereichen der 
Landesverwaltung mit gro- 
ßer Sorge. Durch den sich ab-
zeichnenden Fachkräfteman-
gel in Sachsen-Anhalt, der 
sich durch den demografi-
schen Wandel absehbar noch 
verschärfen werde, könne im-
mer weniger qualifizierter 
Nachwuchs für die techni-
schen Fachrichtungen des öf-
fentlichen Dienstes gewon-
nen werden. Hinzu komme, 
dass die Wirtschaft durch 
ihre höheren Gehälter im 
Wettbewerb um die wenigen 
Absolventinnen und Absol-
venten der technischen Studi-
engänge deutlich im Vorteil 
sei. „Der reine Arbeitsplatz 
im öffentlichen Dienst zählt 
nicht mehr. Künftig muss ein 
‚Warenkorb‘ vorgehalten wer-
den, der Ausbildung, duales 
Studium und auch Verbeam-
tung beinhaltet. Es müssen 
moderne Strukturen für Aus-
bildung und Betreuung der 
Nachwuchskräfte gefunden 
werden“, forderte Jakobs.

Ab 2019 sei von der Landesre-
gierung geplant, zehn Auszu
bildende pro Jahr für die Geo
informationsverwaltung 
einzustellen und die regionale 
Ausbildung zu aktivieren. Der 
BTB begrüße diesen Schritt, 
halte ihn aber nicht für aus
reichend. Eine Ausbildung  
zum Vermessungstechniker  
im Landesamt für Vermessung 
und Geoinformation Sachsen-
Anhalt finde derzeit gar nicht 
statt und sei auch nicht ge-
plant. „Und dies, obwohl wir  
in Gesprächen mit dem MLV 
immer wieder auf das Nach-
wuchsproblem aufmerksam  
gemacht haben“, kritisiert Ja-
kobs. Das Gleiche gelte im mitt-
leren und gehobenen Dienst.

Erschwerend komme hinzu, 
dass die Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnungen veraltet 
seien. „Selbst, wenn sofort 
Planstellen bereitstehen wür-
den, kann eine Ausbildung we-
gen fehlender Anpassung der 
Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnungen nicht erfolgen“, so 
Jakobs. Ferner haben der neue 
Beruf des Geomatikers sowie 
die Bachelorabsolventen der 
Geoinformationen wegen feh-
lender Regelungen keinen Zu-
gang zum Berufsbeamtentum 
in Sachsen-Anhalt. Hier müsse, 

so Jakobs mit Blick auf Staats-
sekretär Putz, das MLV tätig 
werden.

Als weitere große Herausfor-
derung benannte Jakobs die 
Überführung von Aufgaben 
und Personal für Bundesfern-
straßen vom Dienstherren 
„Land“ an den „Bund“. Hier 
bestehe die Gefahr, dass die 
Schaffung neuer Strukturen 
auf dem Rücken der Bediens-
teten ausgetragen werden. 
„Die Übergangsbedingungen 
für das Personal müssen im 
Vorfeld feststehen. Ein Über-
gang gegen den Willen der 
Bediensteten werden wir 
nicht dulden“, mahnte Ja-
kobs.

<	 Putz: Qualifiziertes Per-
sonal für öffentlichen 
Dienst unerlässlich

Auch seien starre Regelungen 
für die Einstiegs-Entgeltgrup-
pen für die Tarifbeschäftigten 
zu lockern und eine höhere 
Einstiegs-Entgeltgruppe zu 
schaffen, wie es auch schon  
in anderen Bundesländern 
praktiziert werde. „Die Erfah-
rungen haben gezeigt, dass  
mit den bestehenden niedri-
gen Einstiegs-Entgeltgruppen 
keine geeigneten Bewerber 

gefunden werden“, so der Lan-
desvorsitzende.

Der 1. stellvertretende dbb 
Landesvorsitzende Stock 
mahnte in seinem Grußwort, 
das Nachwuchsproblem nicht 
auf die leichte Schulter zu neh-
men. „Das Land muss dringend 
gegensteuern. Die Beschäftig-
ten sind an der Belastungs-
grenze angelangt“, sagte Stock.

Staatssekretär Putz betonte in 
seinem Grußwort: „Qualifizier-
tes Personal im öffentlichen 
Dienst ist unerlässlich.“ Er stellte 
die Erhöhung der Ausbildungs-
vergütung für das technische 
Referendariat in Aussicht. Bis 
zum Jahr 2025 werden 500 Stel-
len im nachgeordneten Bereich 
(200 Stellen in der Geoinforma-
tionsverwaltung; 300 Stellen in 
der Straßenbauverwaltung) des 
MLV neu zu besetzen sein. Die-
ser Personalabgang müsse ge-
schultert werden. Gemeinsam 
mit Hochschulen, Gewerkschaf-
ten und Berufsverbänden werde 
das MLV Projekte und Veran
staltungen zur Fachkräfte
gewinnung initiieren.

Der technische Wandel be
deute für die Verwaltung, Wei-
chen für digital gestützte Inno
vationen und Vernetzung der 
logistischen Infrastruktur zu 
stellen. Hier betonte Putz, dass 
dem demografischen Wandel 
mit einem beschleunigten 
Breitbandausbau entgegen
zuwirken sei. Zudem gelte es, 
Geobasis- und Geofachdaten 
zusammenzuführen.

Hinsichtlich der abzugeben- 
den Bundesautobahnen an  
die neue Bundesfernstraßen-
verwaltung unterstützt das 
MLV eine bundesweite Initia
tive zum Stellenübergang.  
Dem Land gingen hier 330 
Vollzeitäquivalente hochqua
lifiziertes Personal verloren. 
Der neue Sitz des Bundesfern-
straßenamtes in Leipzig und 
die Standorte der Infrastruk-
turgesellschaft in Halle und 
Magdeburg würde das Wer- 
ben um qualifiziertes Perso- 
nal nicht einfacher machen.�

<	 Der neue BTB-Vorstand: Dieter Engelmann, Frank Weigel, Heike Jakobs, Manfred Jakobs, Michael Hietkamp, 
Dr. Daniel Kern, Steffen Schleef und Steffen Lorenz (von links)
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Seniorenvertretung 

Infoveranstaltung zur Pflegeversicherung
Am 8. November 2018 hat die Seniorenvertretung des dbb Landesbundes zu einer Informationsveran-
staltung zum Pflegeversicherungsrecht nach Magdeburg eingeladen. Referent war Martin Lehwald vom 
Sozialamt der Landeshauptstadt Magdeburg, Koordinator im Netzwerk „Gute Pflege Magdeburg“. 

Schnell wurde klar: Mit der 
Pflegeversicherung sollte 
man sich vertraut machen, 
solange man gesund ist. Die 
Devise lautet deshalb: sich 
sachkundig machen, zum 
richtigen Zeitpunkt den An-
trag stellen und kein Geld 
verschenken.

Tritt der Versicherungsfall ein, 
erbringt die Versicherung Geld- 

oder Sachleistungen, um die er-
forderliche Pflege ganz oder 
teilweise zu gewährleisten. Die 
wohl bekannteste und am meis-
ten in Anspruch genommene 
Leistung der Pflegeversicherung 
ist das Pflegegeld. Es wird von 
der Pflegekasse auf Antrag ge-
zahlt, wenn Angehörige, Freun-
de, Bekannte oder Ehrenamtliche 
die pflegebedürftige Person in 
der eigenen Wohnung pflegen.

<	 Pflege: Ein sehr 
komplexes Thema

Dass zum Teil auch Kosten  
der Nacht- und Tagespflege  
als Formen der teilstationären 
Pflege von der Pflegeversiche-
rung übernommen werden,  
ist schon weniger bekannt. 
Zudem beantwortete Leh-
mann noch viele weitere Fra-
gen zum Thema: In welchen 

Fällen gibt es Leistungen aus 
der Pflegekasse? Was müssen 
die Versicherten tun? Ab wann 
zahlt die Pflegeversicherung? 
Antrag abgelehnt – was tun? 
Was zahlt die Pflegeversiche-
rung? 

Wer schon einmal einen An
gehörigen gepflegt hat, kennt 
auch die Herausforderungen, 
die beste Pflege zu finden. 
Das Netzwerk „Gute Pflege 
Magdeburg“, ein Zusammen-
schluss von Pflegeexperten 
aus Magdeburg und den um-
liegenden Landkreisen, hilft 
bei der Suche nach den rich
tigen Ansprechpartnern. Ziel 
ist es, die Pflege zu verbes-
sern und noch stärker zu 
vernetzten.�

Exklusiver Abend

BBBank für den 
öffentlichen Dienst
Am 7. November 2018 begrüßte BBBank-Vorstands-
vorsitzender Professor Wolfgang Müller zahlreiche 
Gäste der dbb Fachgewerkschaften zu einem „Exklusi-
ven Abend“ in der Eventhalle Halber 85 in Magdeburg. 
Gastrednerin war Sahra Wagenknecht, Mitglied des Deut-
schen Bundestages und Fraktionsvorsitzende der Partei Die Linke.

Müller ging in seiner Anspra-
che auf die Bedeutung des 
öffentlichen Dienstes für 
Deutschland und Europa ein.  
Er sagte, dass es nur mit ei- 
nem leistungsstarken und 
motivierten öffentlichen 
Dienst eine stabile Zukunft 
geben könne. Er sei ein wich
tiger Berater und Impulsge- 

ber für die Politik und trage 
damit auch zur Sicherung des 
Lebensstandards bei.

Wagenknecht plädierte in ih-
rer Rede für einen attraktiven 
öffentlichen Dienst, der unver-
zichtbar für eine soziale und 
solidarische Gesellschaft sei. 
Die Beschäftigten im öffentli-

chen Dienst leisteten gute 
Arbeit und verdienten für ihr 
Engagement Wertschätzung. 
Wagenknecht kritisierte den 
Personalabbau in Bund und 
Ländern in den vergangenen 
Jahren und sprach sich für 
Neueinstellungen vor allem  
in den Bereichen Bildung, 
Polizei und Pflege aus.�

<	 Hintergrund

Die BBBank lädt jedes Jahr 
im Herbst Kunden und In
teressenten zu ihrer Veran-
staltungsreihe „Exklusive 
Abende für den öffentlichen 
Dienst“ ein. Zentraler Be-
standteil dieser Abende sind 
Ansprachen des Vorstandes 
und Vorträge prominenter 
Gastredner aus Politik, Ge-
werkschaften und Wissen-
schaft.
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tbb beamtenbund und tarifunion thüringen

Jahresrückblick 2018
Liebe Kolleginnen und Kollegen, das laufende  
Kalenderjahr 2018 neigt sich dem Ende. 

Im kommenden Jahr werden 
die nächsten Landtagswahlen 
in Thüringen stattfinden. Da 
ist ein Endspurt angesagt. 

Blicken wir zunächst auf das zu 
Ende gehende Jahr zurück, so 
stellen wir fest, dass deutlicher 
als in den Vorjahren geworden 
ist, dass das Thema Nachwuchs-
gewinnung für den öffentlichen 
Dienst wesentlich an Bedeutung 
gewonnen hat. Die Gewohnheit 
der früheren Jahre, personell aus 
dem Vollen schöpfen zu können, 
ist Vergangenheit. Schwierigkei-
ten in allen Bereichen, geeignete 
Nachwuchskräfte zu finden, er-
fordern ein grundlegendes Um-
denken.

„Wir verstärken die Nach-
wuchsgewinnung für den öf-
fentlichen Dienst. Wir wollen 
die besten Köpfe für den Frei-
staat gewinnen. Wir wollen 
alle Berufsanfänger beim Be-
rufseinstieg besser stellen und 
erhöhen dazu die Eingangsbe-
soldung durch Streichung der 
jeweils ersten Altersstufe in 
allen Besoldungsgruppen.“  
Nein, dieses Zitat bezieht sich 
nicht auf Thüringen, sondern 
entstammt der Koalitionsver-
einbarung zwischen CSU und 
Freien Wählern in Bayern.

„Im Januar 2019 beginnen die 
Tarifverhandlungen für die Be-
schäftigten des öffentlichen 
Dienstes der Länder. Wie zwi-
schen 2013 und 2018 streben 
wir auch diesmal eine zeitglei-

che und systemgerechte Über-
tragung des Tarifergebnisses 
auf die bayerischen Beamten, 
Anwärter und Versorgungs-
empfänger an. Arbeitszeit und 
Sonderzahlungen bleiben un-
angetastet.“ Auch dieses Zitat 
ist der erwähnten Koalitions-
vereinbarung entnommen. 

Damit werden Maßstäbe im 
föderalen Wettbewerb gesetzt. 
Am 20. Dezember dieses Jahres 
werden die Tarifvertragspartei-
en des öffentlichen Dienstes in 
Berlin die Forderungen für die 
Tarifrunde 2019 beschließen,  
bei der es um die Beschäftigten 
der Länder geht. Für die Über
tragung dieser Ergebnisse auf 
die Besoldung der Thüringer 
Beamten des Landes und der 
Kommunen wird der Thüringer 
Landtag eine gesetzliche Rege-
lung finden müssen. Wir for- 
dern unsere Landesregierung 
auf, diese Signale zu beachten 
und nicht zuzulassen, dass Thü-
ringen abgehängt bleibt, statt-
dessen die Absicht zur zeit- und 
systemgerechten Übertragung 
des Tarifergebnisses auf die 
Beamten, Anwärter und Ver-
sorgungsempfänger noch vor 
Beginn der Verhandlungen 
öffentlich zu machen.

Weitere Themen stehen auf 
der Agenda für 2019. Wegen 
der Landtagswahl im Oktober 
bleibt weniger Zeit als in an
deren Jahren. Die Verabschie-
dung des lange diskutierten 
und nunmehr weitgehend fer-

tiggestellten neuen Personal-
vertretungsgesetzes ist eines 
dieser Themen. Wir haben den 
Parlamentariern der Regie-
rungskoalition verdeutlicht, 
dass es notwendig ist, eventu-
elle Maßnahmen zur Umset-
zung der Verwaltungsreform 
keinesfalls unter den Gegeben-
heiten des bisherigen Thür-
PersVG durchzuführen. Dies 
erfordert, das Personalver
tretungsgesetz mindestens 
gleichzeitig mit dem Verwal-
tungsreformgesetz zu verab-
schieden.

Apropos Verwaltungsreform: 
Ihnen ist bekannt, dass wir einen 
Tarifvertrag abgeschlossen ha-
ben, der die Verwaltungsreform 
begleitet. Darin sind eine ganze 
Reihe von Festlegungen mit der 
Landesregierung rechtsverbind-
lich und einklagbar vereinbart 
worden, die die Beschäftigten  
im Landesdienst schützen. Die 
Übertragung dieser Festlegun-
gen auf den Beamtenbereich 
dürfte, soweit notwendig und 
sinnvoll, selbstverständlich sein, 
ist aber noch eine Aufgabe der 
nächsten Wochen und Monate.

„Die Beamten und die Tarif
beschäftigten im öffentlichen 
Dienst sind ein Grundpfeiler der 
Stabilität Bayerns. Ein starker 
Staat und eine leistungsfähige 
Verwaltung gehören untrenn-
bar zusammen. Wir wollen da-
her auch weiterhin für die beste 
Bezahlung der Beamten im 
bundesweiten Vergleich sorgen 

und dafür auch die Kommunen 
weiterhin gut ausstatten. Wir 
sagen ‚Ja‘ zum Beamtenstatus 
und zum Berufsbeamtentum. 
Die Einführung einer sogenann-
ten Bürgerversicherung lehnen 
wir ab.“ Dieses Zitat, ebenfalls 
aus der bayerischen Koalitions-
vereinbarung, muss Grundlage 
auch für Thüringer Politik sein. 
Solange es den föderalen Wett-
bewerb gibt, muss sich auch 
unser Freistaat dieser Heraus-
forderung stellen.

Beim Rückblick auf das zu Ende 
gehende Jahr wollen wir nicht 
vergessen, dass es auch Positives 
gab und einige der Forderungen 
des tbb und seiner Mitgliedsver-
bände umgesetzt wurden. Die 
Festlegungen des TMIK zu we-
sentlich mehr Einstellungen im 
Polizeibereich ist dafür ebenso 
ein Beispiel wie die Verbesse-
rung der Besoldung der Regel-
schullehrer, auch wenn damit 
lediglich eine Lücke im Vergleich 
zu allen umgebenden Bundes-
ländern geschlossen wird.

Jetzt wünsche ich Ihnen und 
Ihren Familien ein erholsames, 
fröhliches und gesundes Weih-
nachtsfest sowie alles Gute für 
das kommende Kalenderjahr 
2019. Danke für die geleistete 
Arbeit des vergangenen Jahres, 
sowohl an Ihrem Arbeitsplatz als 
auch im Rahmen unseres Einsat-
zes für den öffentlichen Dienst.

Ihr Helmut Liebermann, 
tbb Landesvorsitzender

<	 Helmut Liebermann,  
tbb Landesvorsitzender
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tlv thüringer lehrerverband

7. Landesdelegierten-
versammlung
Die Landesdelegiertenversammlung, das höchste 
Gremium des tlv thüringer lehrerverbandes, tagte 
vom 16. bis zum 17. November 2018 in Zeulenroda.  
In diesem Jahr sind der Einladung 108 Delegierte  
und Gastdelegierte aus den Kreisverbänden gefolgt.

Im Rahmen der Versammlung 
wurde die Landesleitung, die 
die Geschicke des Verbandes 
die nächsten fünf Jahre leitet, 
neu gewählt. Außerdem wur-
den die Schwerpunkte für die 
Verbandsarbeit der nächsten 
Jahre festgelegt.

Der langjährige Vorsitzende 
Rolf Busch wurde für weitere 
fünf Jahre in seinem Amt be-
stätigt. Auch seine drei Stell-
vertreter Frank Fritze, Bernd 
Fröhlich und Uwe Sommer-
mann sind in ihren Ämtern 
bestätigt worden. Neu hinzu-
gewählt wurde Anne-Katrin 
Leinhos als vierte Stellvertrete-
rin. Fred Hamann übernahm 
das Amt des Schatzmeisters 
von Jürgen Nowak, der dieses 
Amt 19 Jahre bekleidete.

Der Einladung zu Gesprächen  
im Rahmen der Landesdelegier-
tenversammlung folgten auch 
zahlreiche Thüringer Politiker 
aus Landesregierung und Oppo-
sition. Bereits am Freitagabend 
wandte sich Helmut Holter, Thü-
ringens Minister für Bildung, 
Jugend und Sport, mit einer An-
sprache an die Delegierten. Er 
gratulierte der neuen tlv Landes-
leitung zu ihrer Wahl und beton-
te, wie wichtig der Verband als 
starke Interessenvertretung für 
die Lehrerinnen und Lehrer in 
Thüringen sei. „Ich brauche den 
Druck vom tlv, um für Sie Politik 
machen zu können“, so Holter.

Am Samstagvormittag disku-
tierten bei einer ersten Podi-
umsdiskussion Christian Tisch-
ner, Bildungspolitischer Sprecher 

der CDU, und Torsten Wolf, 
Bildungspolitischer Sprecher 
der Linken, mit Helmut Lieber-
mann, Landesvorsitzender des 
tbb, und Uwe Sommermann, 
stellvertretender Landesvorsit-
zender des tlv. Thema war die 
Frage, wie die angestrebte Un-
terrichtsgarantie gelingen kann.

Eine zweite Podiumsdiskussion 
behandelte das Thema „Bildung 
in Thüringen heute und mor-
gen“. Hierzu war neben Frank 
Fritze, stellvertretender Landes-
vorsitzender des tlv, und Udo 
Beckmann, VBE-Bundesvorsit-
zender, der Thüringer Minister 
für Wirtschaft, Wissenschaft 
und Digitale Gesellschaft, Wolf-
gang Tiefensee, eingeladen. Für 
den erkrankten Mike Mohring, 
Fraktionsvorsitzender der CDU-

Fraktion im Landtag, sprach 
erneut Christian Tischner.

In seiner Ansprache an die De
legierten und geladenen Gäste 
dankte Thüringens Ministerprä-
sident Bodo Ramelow den Lehre-
rinnen und Lehrern und äußerte 
Verständnis für ihre Situation, 
sprach jedoch im Hinblick der  
an die Politik geäußerten Bitten 
von einer „Quadratur des Krei-
ses“. Nach seinem Redebeitrag 
kam er direkt mit den Lehrerin-
nen und Lehrern ins Gespräch. 
Er beantwortete konkrete Fra-
gen zu Situationen, die die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer  
im Vorfeld formuliert hatten.

Rolf Busch stellte im Rahmen 
der öffentlichen Veranstaltung 
am Samstagvormittag außer-

<	 Helmut Holter, Thüringens Minister 
für Bildung, Jugend und Sport

<	 Thüringens Ministerpräsident Bodo Ramelow <	 Podiumsdiskussion zur angestrebten Unterrichtsgarantie

<	 Die tlv Landesleitung in neuer Besetzung
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Deutscher Gerichtsvollzieherbund (DGVB) Thüringen

Mitgliederversammlung im Rahmen  
des Landesverbandstages
Am 9. November 2018 fand die jährliche Mitgliederversammlung des 
Deutschen Gerichtsvollzieherbundes (DGVB) Thüringen in Erfurt statt.

Laut Satzung ist der Landesver-
bandstag eines der obersten Or-
gane des DGVB-Landesverban-
des Thüringen und wird jährlich 
einberufen. Es ist ein Ausdruck 
der Wertschätzung und Verbun-
denheit zwischen dem Dienst-
herrn und seinem Beamten, 
dass in den vergangenen Jahren 
zu den Landesverbandstagen 
Vertreter des Thüringer Ministe-
riums für Migration, Justiz und 
Verbraucherschutz wie auch 
des Thüringer Oberlandesge-
richts begrüßt wurden. 

Als Gäste wurden dieses Jahr 
willkommen geheißen vom 
TMMJV Herr Kunz, Frau Strack 
und Herr Benner sowie vom 
Thüringer Oberlandesgericht 
Frau Baumann (Vizepräsiden-
tin), Herr Florschütz und Frau 
Witter. Nach einer kurzen Be-
grüßungsrede durch die Vor
sitzende des DGVB-Landesver-
bandes Thüringen, Jana Weber, 
richteten die Gäste einige 
Grußworte an die Mitglieder. 

Hierbei wurden Themen der 
Verbandsarbeit aufgegriffen 
und einige erklärende Ausfüh-
rung gemacht. Herr Kunz über-
brachte zugleich eine sehr 
erfreuliche Botschaft an die 
Gerichtsvollzieher: die Auf
hebung der Deckelung der 
Vollstreckungsvergütung.  
Im Vorfeld gab es reichlich Ab-
stimmungsbedarf zwischen 
dem TMMJV und dem TFM, 

bevor man sich auf den nun 
vorliegenden Gesetzentwurf 
einigen konnte. Es bleibt zu 
hoffen, dass dieser die erfor-
derliche Zustimmung erhält. 

Eines der in diesem Jahr domi-
nierten Themen war das The-
ma Sicherheit. Es waren einige 
Gespräche und Schreiben er-
forderlich, um argumentativ 
den Rahmen des Sicherheits-
paketes abzustecken.

<	 Sicherheitswesten

Im Landeshaushalt 2018/2019 
sind die Mittel für die Anschaf-
fung von Sicherheitswesten  
der Kategorie 1 (stich- und 
schusssicher) eingestellt. Eine 

Bedarfsabfrage bei den in Thü-
ringen tätigen Gerichtsvollzie-
herin ergab, dass 70 Prozent 
einer Beschaffung zustimmen 
und 30 Prozent keine Sicher-
heitsweste im Dienst benöti-
gen. Die Termine für die er
forderliche Ausmessung der 
Gerichtsvollzieher sind für No-
vember 2018 bereits bekannt-
gegeben. Mit einer Auslieferung 
der Sicherheitswesten wird im 
Frühjahr 2019 zu rechnen sein.

<	 Indikationsimpfung 
Hepatitis

Die Kostenübernahme der Indi-
kationsimpfung Hepatitis B im 
Rahmen der Fürsorgepflicht 
des Dienstherrn war auch in 

diesem Jahr wiederholt auf  
der Tagesordnung vieler Ge-
sprächstermine. Unstrittig ist, 
dass mit den gestiegenen Si-
cherheitsrisiken auch eine zu-
nehmende Ansteckungsgefahr 
mit Hepatitis B verbunden ist. 
Dies wurde nunmehr erkannt 
und eine Kostenübernahme 
seitens des TMMJV im Rahmen 
des Arbeitsschutzes zugesi-
chert. Die Durchführung der 
Schutzimpfung wird durch das 
Thüringer Oberlandesgericht 
organisiert und soll im Jahr 
2019 den Gerichtsvollziehern 
ermöglicht werden.

<	 Auskunftssperre

Eine Auskunftssperre bei der Kfz-
Zulassungsbehörde bezüglich  
der Kennzeichen der im Außen-
dienst genutzten Pkw (Nutzung 
des privaten Pkw für dienstliche 
Zwecke) der Gerichtsvollzieher 
erachtet der Berufsverband als 
zwingend notwendige Sicher-
heitsmaßnahme. Die Mitglieder 
des DGVB-Landesverbandes Thü-
ringen bitten ihren Dienstherrn 
um Unterstützung und fordern 
ihn auch auf, diese Forderung 
argumentativ gegenüber den 
Verwaltungsbehörden zu unter-
stützen und an einer Umset- 
zung dieser aktiv mitzuwirken.

<	 „Nichts ist so beständig 
wie die Veränderung“

Der Landesverbandstag fordert 
nicht nur den Kassen- und Tä-
tigkeitsbericht des Vorstandes, 
sondern bietet die Möglichkeit 
für fachliche Diskussionen.

<	 Vorstand des DGVB-Landesverbandes Thüringen - Christian Schneider, 
Doreen Donner, Jana Weber (von links)

dem die neue Kampagne des 
tlv vor. Unter dem Motto „Es 
geht auch anders“ wird sich 
der Verband in der kommen-
den Legislaturperiode vor al-

lem für die Einsetzung multi-
professioneller Teams aus 
Lehrpersonen, Sonderpädago-
gen, Schulpsychologen, Schul-
sozialarbeitern und Schulge-

sundheitsfachkräften und 
Weiteren an den Schulen stark-
machen. Denn nur so, erklärte 
Busch, könnten sich die Lehre-
rinnen und Lehrer auch lang-

fristig ihrer eigentlichen Aufga-
be widmen: dem Unterrichten.

Bericht von  
Juliane Moghimi
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Gewerkschaft der Sozialverwaltung (GdV) Thüringen

Besuch der Landtagssitzung in Erfurt
Auf Einladung des Abgeordneten Rainer Kräuter 
von der Landtagsfraktion Die Linken haben 
sich die Landesvorsitzende der GdV Thüringen, 
Monika Rudolf, und die Landesleitungsmitglie- 
der am 7. November 2018 zu einer Diskussions-
runde im Thüringer Landtag getroffen.

Kräuter schilderte seinen Wer-
degang vom Streifenpolizisten 
zum Landtagsabgeordneten und 
beschrieb einen Arbeitsalltag, 
welcher keine normale Arbeits-
zeit hat und gern auch mal in 
den Abendstunden und am Wo-
chenende stattfindet. Schon in 
den Neunzigerjahren setzte er 
sich als Vorsitzender der Kreis-
gruppe Saalfeld der Gewerk-
schaft der Polizei erfolgreich 
gegen verschiedene Missstän- 
de bei der Thüringer Landes
polizei zur Wehr.

Die anstehende Verwaltungsre-
form und die Novellierung des 
Personalvertretungsgesetzes 
waren zentrale Themen der 

Gesprächsrunde mit dem Abge-
ordneten Kräuter. Er teilte mit, 
dass das Personalvertretungs-
gesetz (PV-Gesetz) leider nicht 
so zügig wie erwartet entschie-
den werde. Es liege dem Abge-
ordneten sehr am Herzen und 
er werde sich immer mit aller 
Kraft für die Belange der Mit
arbeiter einsetzen.

Im Rahmen der Verwaltungs
reform wurde am 8. Oktober 
2018 ein Maßnahmenpaket 
beschlossen, um für die Mit
arbeiter sozialverträgliche Lö
sungen zu schaffen. Alle Be-
schäftigte deren Arbeitsplatz 
wegfällt, werden von dem neu-
en Tarifvertrag geschützt. 

Grundsätzlich soll es betriebs-
bedingte Kündigungen nicht 
geben. Der geschlossene Tarif-
vertrag umfasst alle Reform-
maßnahmen von Anfang 2017 
bis zum Ende der Reform 2020. 

Zum Abschluss dieses Besu-
ches hatte die GdV-Landeslei-
tung die Möglichkeit, eine ak-
tuelle Stunde im Landtag zu 
besuchen. Von der Besucher

tribüne aus konnten alle Gäste 
die teilweise sehr kontroversen 
Fraktionsdebatten zu den auf 
der Tagesordnung festgelegten 
Themen verfolgen. Es war für 
alle ein erfahrungsreicher Tag, 
wobei jeder mit seinen eige-
nen Eindrücken den Heimweg 
angetreten hat.

Bericht von  
Monika Rudolf

<	 GdV-Mitglieder und ihre Vorsitzende Monika Rudolf zu Besuch beim 
Abgeordneten Rainer Kräuter
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„Nichts ist so beständig wie die 
Veränderung“ – nach diesem 
Motto gilt es, auch im Bereich 
des Gerichtsvollzieherwesens 
nach der Übertragung neuer 
Aufgaben zu suchen. Die Re-
form der Sachaufklärung im 

Jahr 2013 brachte dem Ge-
richtsvollzieher im Rahmen der 
Zwangsvollstreckung die Infor-
mationsgewinnung durch die 
sogenannten Drittstellenaus-
künfte gem. § 802 l ZPO bei der 
Deutschen Rentenversicherung 

(Arbeitgeberabfrage), Kraft-
fahrt-Bundesamt (Kfz-Abfrage) 
und Bundeszentralamt für Steu-
ern (Kontenabfrage). Logisch 
und zwangsläufig wäre die 
Übertragung der Forderungs-
pfändung auf den Gerichtsvoll-

zieher – eine Notwendigkeit, 
um die Zwangsvollstreckung 
erfolgreicher und effektiver zu 
gestalten.

Bericht von  
Jana Weber

<	 tbb Senioren

Besuch der Anna-Amalia-Bibliothek
Anfang Oktober waren die Seniorinnen 
und Senioren des tbb in der Anna-Amalia-
Bibliothek in Weimar. 

Diese Bibliothek zählt seit 1998 zu den vom 
Welterbe-Komitee in die Liste des Erbes der 
Welt aufgenommenen Objekten des En-
sembles „Klassisches Weimar“.

Herzogin Anna Amalia ließ das „Grüne 
Schlösschen“ aus dem 16. Jahrhundert zur 
Bibliothek umbauen. 1797 wurden die bei-
den Staatsminister Johann Wolfgang von 
Goethe und Christian Gottlob Voigt mit der 
Oberaufsicht über die Bibliothek betraut. 

Sie rückte damals in die Reihe der bedeu-
tendsten Bibliotheken in Deutschland auf 
und besaß im Jahr 1832 bereits 80 000 Bände.

Heute ist die Bibliothek eine öffentlich zu-
gängliche Forschungsbibliothek für Litera-
tur- und Kulturgeschichte mit Schwerpunkt 
auf der deutschen Literatur der Zeit um 
1800. Sie bewahrt literarische Zeugnisse 
vom 9. bis zum 21. Jahrhundert als Quellen 
der Kulturgeschichte und der Forschung 
auf, erschließt sie nach formalen und in-
haltlichen Gesichtspunkten und stellt sie 
zur Ausleihe und Benutzung bereit.

Im Schloss, dem eigentlichen Bibliotheksge-
bäude, können bis zu 80 000 Bücher unter-
gebracht werden, zurzeit sind dort in den 
Regalen 40 000 zu sehen. Der Bestand, ein-
schließlich des unterirdischen Archivs und 
der Nebengebäuden, umfasst etwa eine 
Millionen Bände, darunter etwa 200 000 
aus der Zeit vor 1850. Teile der Bestände 
stammen aus dem Privatbesitz des ehemals 
regierenden Großherzoglichen Hauses 
Sachsen-Weimar und Eisenach.

Text von Burkhard Zamboni, 
Vorsitzender tbb Senioren

> dbb regional magazin  |  Dezember 2018

dbb regional <

Th
ür

in
ge

n

19




